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CBP INFO: Immer mehr rechtliche Betreuer_innen geben aus Sorge vor den 
Anforderungen des BTHG ihr Amt auf 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in NRW hat sich im August dieses Jahres mit einer 
deutlichen Problemanzeige in Sachen rechtliche Betreuung von Klientinnen und Klienten bei 
der Umsetzung des BTHG an das NRW-Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(MAGS) gewandt (siehe angefügt). Anlass des Schreibens ist eine massive Zunahme von 
rechtlichen Betreuer_innen, die aufgrund der komplexen Anforderungen des Bundesteilha-
begesetzes (BTHG) ihr Amt aufgeben. Vielfach sehen sich gerade ehrenamtliche Betreu-
er_innen, die in vielen Fällen auch Angehörige der betreuten Menschen sind, nicht mehr in 
der Lage mit den anfallenden Aufgaben umzugehen. Das Zeichen, das die LIGA in NRW 
setzt, ist alarmierend und bestätigt bundesweite Beobachtungen des CBP. 
 
Das Schreiben der LIGA in NRW wurde vom zuständigen Sozialministerium beantwortet 
(siehe angefügt). Die Antwort gibt wenig Anlass zur Hoffnung, dass die zuständigen Stellen 
in den Ländern und Kommunen den Umfang und die Komplexität der Problematik erfasst 
haben. Es werden seitens des Sozialministeriums in dem Antwortschreiben Hinweise gege-
ben, die keine wirkliche Abhilfe schaffen werden. Mit Sorge sehen auch die Einrichtungen 
und Dienste diese Entwicklung, da ihnen immer mehr die konkret verantwortlichen An-
sprechpersonen der Klient_innen verloren gehen und es viel Zeit in Anspruch nimmt bis 
neue Betreuer_innen bestellt werden. Als CBP werden wir weiterhin gemeinsam mit dem 
CBP-Angehörigenbeirat auf Bundesebene auf das genannte Problem hinweisen. Die Lan-
desebene darf hier nicht allein gelassen werden.  
 
In unserer CBP-Geschäftsstelle sammeln wir Problemanzeigen im Kontext der rechtlichen 
Betreuung bei der BTHG-Umsetzung. Bitte senden Sie diese an cbp@caritas.de . 
Wir werden die Problemanzeigen nutzen, um die Politik, die Betreuungsgerichte und Kosten-
träger zu mahnen, rechtliche und fachliche Lösungen zu suchen und umzusetzen. Die aktu-
ellen Debatten um eine Reform des Betreuungsrechts, die von der Großen Koalition noch für 
diese Legislaturperiode zugesagt ist, bieten hier gute Chancen und sollten dringend genutzt 
werden. 
 
Gern stehen wir für Rückfragen zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Thorsten Hinz 
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Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP) ist ein anerkannter Fachver-
band im Deutschen Caritasverband. Mehr als 1.100 Mitgliedseinrichtungen und Dienste begleiten mit 
ca. 94.000 Mitarbeitenden rund 200.000 Menschen mit Behinderung oder mit psychischer Erkrankung 
und unterstützen ihre selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Aktuelle Informationen 
erhalten Sie über unseren Newsletter. 
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Auswirkung der dritten Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) auf die ehrenamt-
lichen rechtlichen Betreuer*innen in Nordrhein-Westfalen  
 
Sehr geehrter Herr Minister Laumann,  
sehr geehrter Herr Minister Biesenbach, 
 
mit diesem Schreiben wende ich mich an Sie, um auf eine vom Gesetzgeber sicher unbeabsichtigte 
Auswirkung des BTHG hinzuweisen, die zu problematischen Entwicklungen im Bereich der rechtli-
chen Betreuung führt. Besonders betroffen sind jene Menschen, die sich als rechtliche Betreuer*in-
nen für ein Familienmitglied engagieren, das aufgrund einer Behinderung in einer besonderen 
Wohnform lebt.  
Zum 1. Januar 2020 wird die Eingliederungshilfe aus dem Sozialhilferecht herausgelöst und zu einer 
Fachleistung im SGB IX. Die Kosten für Unterkunft, für Strom, Wasser, Heizung oder die Verpfle-
gung, die sog. existenzsichernden Leistungen, werden hingegen regelhaft über SGB XII-Leistungen 
erbracht. Leider führt diese Leistungstrennung zu kritischen Belastungen für ehrenamtliche Be-
treuer*innen.  
Im Zuge der Leistungstrennung werden rechtliche Betreuer*innen von Menschen, die in einer be-
sonderen Wohnform leben, mit zwei unterschiedlichen Kostenträgern konfrontiert. Fachleistungen 
der Eingliederungshilfe werden durch die Landschaftsverbände finanziert, wenn sie nicht durch den 
Betroffenen selber getragen werden können. Existenzsicherende Leistungen werden hingegen 
durch die örtlichen Sozialhilfeträger übernommen, wenn das eigene Einkommen oder Vermögen 
nicht ausreicht.  
In Zukunft erhalten die betroffenen Menschen alle Einkünfte (z. B. Renten, Krankengeld, Werks- 
oder Betriebsrenten), Arbeitslosengeld oder Leistungen der Existenzsicherung auf ihr eigenes 
Konto. Mit diesen Mitteln müssen die Kosten für Unterkunft und Verpflegung getragen werden. Der 
Schritt, die unterschiedlichen Leistungsarten zu trennen, war für ein inklusives und modernes Reha-
bilitations- und Teilhaberecht wichtig, führt jedoch auf Seiten der Angehörigen und ehrenamtlichen 
Betreuern zu großen Problemen.  
Unsere Betreuungsvereine und die Leistungserbringer von Wohnangeboten nehmen eine zuneh-
mende Verunsicherung der Angehörigen und ehrenamtlichen Betreuer*innen war. Diese wird 
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dadurch ausgelöst, dass oftmals mehrere komplexe Anträge bei unterschiedlichen Kostenträgern zu 
stellen sind. Vielen Angehörigen wird diese Situation erst jetzt bewusst, nachdem die Landschafts-
verbände und die Träger besonderer Wohnformen die rechtlichen Vertreter*innen über die bevor-
stehenden Änderungen informiert haben.  
Es wird nun deutlich, dass viele Angehörige, die häufig selbst schon älter sind und Unterstützung 
bei der Ausübung der Betreuung benötigen, von den anstehenden Schritten überfordert sind. Dieser 
Umstand führt dazu, dass Angehörige als ehrenamtliche Betreuer*innen ihre Betreuung bereits auf-
gegeben haben, oder dies in Betracht ziehen, mit der Folge, dass Berufsbetreuer*innen und die 
ehrenamtlichen Mitarbeitenden der Betreuungsvereine zusätzliche Betreuungen übernehmen müs-
sen. 
Um dieser Entwicklung zu begegnen ist eine verstärkte Unterstützung notwendig. Unserer Kenntnis 
nach erfolgt eine weitergehende Information und Beratung der betroffenen Angehörigen bisher nur 
unsystematisch durch Betreuungsvereine und einzelne Anbieter besonderer Wohnformen. Dadurch 
wird aber nur ein Bruchteil der Betroffenen erreicht.  
Damit die Ziele und Anforderungen umgesetzt werden können, die mit dem BTHG einhergehen, 
halten wir eine Unterstützung der Angehörigen bei Antragstellung, Kontoführung und weiteren an-
stehenden Aufgaben für unumgänglich. Die LAG der Freien Wohlfahrtspflege bittet Sie hierbei um 
Ihre Mitwirkung.  
Wir wären Ihnen insbesondere für Informationen darüber dankbar, ob Ihr Haus, die Amtsgerichte 
oder die Betreuungsbehörden zentral über die anstehenden Änderungen und die damit zusammen-
hängenden Aufgaben für die rechtlichen Vertreter*innen informieren.  
Um die anstehenden Veränderungen zu bewältigen und einen möglichst reibungslosen Übergang 
zu erreichen, ist es unserer Ansicht nach notwendig, flächendeckende Angebote zu schaffen, um 
ehrenamtliche Betreuer*innen und Bevollmächtigte so zu schulen, dass sie in den notwendigen Ver-
fahren der Leistungstrennung handlungssicher agieren können. 
Die Freie Wohlfahrtspflege ist gerne bereit, die Landesregierung zu unterstützen und ihr die fachli-
chen Informationen zu den Umsetzungsschritten sowie den hieraus resultierenden Anforderungen 
an die rechtlichen Vertreter*innen zukommen zu lassen. Ebenso stehen wir gerne bereit, um über 
mögliche Zugangswege zu der Zielgruppe zu informieren.  
Eine umfängliche Beteiligung der Betreuungsvereine hinsichtlich der beschriebenen vor Ort nach-
gefragten Aufgaben wäre nur bei einem zeitnahen Ausbau der landesseitig finanzierten Quer-
schnittsarbeit möglich. Insoweit liegt der aktuelle Fokus dieses Schreibens zunächst auf den zusätz-
lich benötigten Informationen durch die Betreuungsbehörden, die Amtsgerichte und die Landesre-
gierung, damit die ehrenamtliche Betreuung durch Angehörige aufrechterhalten werden kann.  
Für weitere Fragen und auch ein gemeinsames Gespräch stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
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